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Berlin/Frankfurt, 25. September 2023 

Pres semi t te i l ung   

Stellungnahme zum Verfassungsbeschwerdeverfahren  
1 BvR 2017/21 (Regelungen zur Vaterschaftsanfechtung) 

Nach § 1600 Abs. 2 und Abs. 3 BGB ist das Recht des per Abstammungsgutach-
ten nachgewiesenen biologischen Vaters auf Feststellung der Vaterschaft aus-
nahmslos ausgeschlossen, wenn zwischen dem Kind und dem gesetzlichen Va-
ter eine sozial-familiäre Beziehung besteht. Diese gesetzliche Regelung wurde 
im Jahr 20121 vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) als 
mit Art. 8 EMRK vereinbar festgestellt. In den vorbezeichneten, vom EGMR 
entschiedenen Fällen, hatten die leiblichen aber nicht rechtlichen Väter 
keine sozial-familiäre Beziehung. Begründet wurden diese seitens des EGMR 
damit, dass der Vaterschaft eines rechtlichen aber nicht leiblichen Vaters zu 
dem Kind, der in einem bestehenden Familienverband sich regelmäßig um das 
Kind kümmert, Vorrang einzuräumen sei gegenüber der Vaterschaft eines 
leiblichen Vaters, der sich in keinem Familienverband regelmäßig um das Kind 
gekümmert hat oder kümmern konnte. 

Im nun vom Bundesverfassungsgericht zu entscheidenden Fall verhält es sich aber so, 
dass der Beschwerdeführer als biologischer Vater selbst eine sozial-familiäre Beziehung 
zum leiblichen Kind hat. Eine Vorrangstellung des Mannes, der sich im Gegensatz zum 
leiblichen Vater im Familienverband um das Kind kümmert, ist im gegenwärtigen Fall so-
mit nicht mehr erkennbar.  

Leider ist der Pressemitteilung des Bundesverfassungsgerichts vom 02.08.2023 nicht zu 
entnehmen, ob und gegebenenfalls welche Bindung der rechtliche Vater mit dem Kind 
hat. Bekannt ist bisher nur, dass dieser Mann als rechtlicher Vater gilt, während mitge-
teilt wurde, dass eine sozial-familiäre Beziehung zwischen Kind und Beschwerdeführer 
besteht. Aber darauf kommt es nicht entscheidend an. Denn selbst wenn das Kind zu bei-
den Männern eine sozial-familiäre Beziehung pflegt bzw. diese mit ihm, ist es weder aus 
dem Aspekt des Kindeswohls noch aus dem Gesichtspunkt des grundgesetzlichen Gleich-
heitsgrundsatzes zu vertreten, dem leiblichen Vater die Vaterschaft zu verwehren und 
der rechtlichen Vaterschaft den Vorzug zu geben. Dies gilt erst Recht, sollte der rechtli-
che Vater keine sozial-familiäre Beziehung zum Kind (mehr) pflegen. Aber selbst wenn 
beide Männer eine vergleichbar gute sozial-familiäre Beziehung zum Kind pflegen, hat 
der leibliche Vater gegenüber dem nur rechtlichen Vater eine wesentliche Eigenschaft, 

                                                            
1 EGMR:  Beschwerdesache Ahrens gegen Deutschland, Urteil vom 22.03.2012, # 45071/09;  

EGMR:  Beschwerdesache Kautzor gegen Deutschland, Urteil vom 22.03.2012, # 23338/09. 
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die dem rechtlichen Vater fehlt: das Kind stammt von ihm ab! Der rechtliche Vater kann 
außer seiner rechtlichen Vaterschaft und seiner mutmaßlichen sozial-familiären Bezie-
hung nur dessen Paarbeziehung der Mutter vorweisen, sofern eine solche überhaupt noch 
besteht. 

Das Bundesverfassungsgericht hat nun zu entscheiden, welcher Vaterschaft es den Vorzug 
gibt, nämlich der des leiblichen Vaters mit einer sozial-familiären Beziehung zum Kind o-
der der des rechtlichen Vaters mit einer (mutmaßlich) sozial-familiären Beziehung und 
(mutmaßlicher) Paarbeziehung zum Kind. 

Würde das Bundesverfassungsgericht der Vaterschaft des rechtlichen Vaters den Vorzug 
geben, kann dies außer mit der bestehenden sozial-familiären Beziehung nur noch mit 
der Paarbeziehung zwischen ihm und der Mutter begründet werden. Dies würde aber be-
deuten, dass das ausschlaggebende Argument ein solches ist, das für das Kindeswohl völ-
lig unbeachtlich ist. Außerdem ist es angesichts der hohen Zahl von Trennungen und 
Scheidungen grundsätzlich nicht unwahrscheinlich, dass die Paarbeziehung zur Mutter 
und infolge dessen die sozial-familiäre Beziehung zum Kind durch eine Eltern-Kind-Ent-
fremdung zerbrechen könnte, die in etwa 20 % der Trennungs- und Scheidungsfälle ein 
schlimmes Schicksal für Trennungskinder ist. Ein solches Schicksal hingegen droht der 
leiblichen Vaterschaft nicht. Er ist mit der Mutter nicht (mehr) liiert und pflegt trotzdem 
eine sozial-familiäre Beziehung zum Kind. Eine Eltern-Kind-Entfremdung ist daher ausge-
schlossen. Andernfalls wäre sie längst eingetreten. Die Vaterschaft des leiblichen Vaters 
stellt daher die für die Zukunft des Kindes stabilere dar. „Vor diesem Hintergrund ver-
tritt der Väteraufbruch für Kinder e. V. die Ansicht, dass dem leiblichen Vater die Aner-
kennung der Vaterschaft ermöglicht und der Gesetzgeber aufgefordert werden muss, § 
1600 Abs. 2 und Abs. 3 BGB innerhalb einer zu setzenden Frist zu reformieren. Bis zu des-
sen Gesetzesreform muss eine Übergangsmöglichkeit durch das Bundesverfassungsgericht 
angeordnet werden, damit dem Kindeswohl sofort gedient ist“, so Marcus Gnau, Jurist 
und Bundesvorstandsmitglied des Väteraufbruch für Kinder e.V. 

„Ob eine doppelte Vaterschaft angesichts der Reform des Abstammungsrechts („Mit-Mut-
terschaft“) mit dem Grundgesetz vereinbar ist, sollte das Bundesverfassungsgericht als 
Lösung des Problems prüfen. Denn wenn ein Kind zwei Mütter haben kann, was spricht 
dann gegen zwei Väter?“, so Marcus Gnau weiter. 

 (5.779 Zeichen) 
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Über den Verein:  
Der Väteraufbruch für Kinder e.V. (VAfK) ist der mitgliederstärkste, bundesweit vertretene Interes-
senverband für von Kindern getrennt lebende Eltern und Väteremanzipation. Er vertritt 4.000 Mit-
glieder in rund 100 lokalen Gesprächskreisen, Kontaktstellen und Kreisvereinen, darunter etwa 10% 
Frauen. 

Warum das wichtig ist 

Die Menschen im VAfK verbindet, dass ihnen, ihren Kindern oder ihren Liebsten Schlimmes widerfah-
ren ist oder widerfährt oder sie andere davor bewahren wollen. Sie stehen stellvertretend für die 
schätzungsweise 200.000 jährlich neu Betroffenen.2 

Ziel des seit dem Jahr 1988 aktiven VAfK ist es, das Aufwachsen von Kindern in ihren Familien durch 
ein verstärktes Engagement ihrer Väter und durch kooperative Elternschaft, insbesondere nach Tren-
nung und Scheidung, nachhaltig zu verbessern.  

Der VAfK versteht sich als Verein für Kinderrechte, als Familien- und Elternverband und als Organisa-
tion, die eine fürsorgende und liebevolle Beziehung beider Eltern zu ihren Kindern stärkt sowie für 
die Gleichstellung von Müttern und Vätern eintritt. 

Mitglied werden oder spenden 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nur 60 € im Jahr. Weitere Familienmitglieder zahlen nur 30 €. Der VAfK 
ist als gemeinnütziger Verein anerkannt und auf Spenden angewiesen, um seine Öffentlichkeitsarbeit 
und Beratungsangebote vor Ort leisten zu können. 

Der VAfK toleriert keine extremistischen Tendenzen – weder von links noch rechts. Er ist ein Antidis-
kriminierungsverband und ist im deutschen Lobbyregister eingetragen. 

Mitglieder im Bundesvorstand: Karsten Rulofs, Markus Koenen, Christoph Köpernick, Elmar Riedel und 
Marcus Gnau. 

 

                                                            
2 Annahme: 3 Betroffene (1 Kind, 2 Angehörige) je Kontaktabbruch, vgl. Baumann et al., ZKJ 2022, 245. 


